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Richtlinie über die Kofinanzierung
der Breitbandförderung durch den Bund

in Schleswig-Holstein
– Kofinanzierungs-Breitbandrichtlinie –

 
 

Gl.Nr. 2015.17
 
 
Fundstelle: Amtsbl. Schl.-H. 2019 Nr. 22, S. 518
 
 
Gemeinsame Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume und Integration und des
Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
vom 14. Mai 2019 - IV 643 -
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Der Bund fördert deutschlandweit den Ausbau leistungsfähiger Breitbandnetze nach Maßgabe der Be-
kanntmachung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur über die Richtlinie För-
derung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik Deutschland vom 22. Oktober
2015 (BAnz AT 18. November 2015 B 4) in ihrer jeweils geltenden Fassung – im Folgenden Bundesför-
derrichtlinie Breitbandausbau genannt. Das Land Schleswig-Holstein gewährt hierzu eine Kofinanzierung
aus Mitteln des Landes Schleswig-Holstein nach Maßgabe dieser Richtlinie sowie der allgemeinen haus-
haltsrechtlichen Vorschriften. Insbesondere gelten § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und die da-
zu erlassenen Verwaltungsvorschriften. Die Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.
 
 
1 Förderziel und Zuwendungszweck

 
 
Ziel der Förderung ist der Ausbau von hochleistungsfähigen Breitbandnetzen (NGA-Netze) in un-
terversorgten Gebieten in Schleswig-Holstein (sogenannte „weiße NGA-Flecken“) entsprechend
der Zweckbestimmung gemäß Nummer 1.1 der Bundesförderrichtlinie Breitbandausbau.
 
 
 

2 Gegenstand der Förderung
 
 
Gefördert werden Ausgaben des Zuwendungsempfängers
 
 
a) zur Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke bei privatwirtschaftlichen Betreibern von Breit-

bandinfrastrukturen im Rahmen von Nummer 3.1 oder
 
 
 

b) Betreibermodelle im Rahmen von Nummer 3.2 der Bundesförderrichtlinie Breitbandausbau.
 
 
 

 

3 Zuwendungsempfängerin bzw. Zuwendungsempfänger
 
 
Zuwendungsempfängerin/Zuwendungsempfänger sind Gemeinden und Gemeindeverbände in
Schleswig-Holstein.
 
 
Begünstigte im Sinne des EU-Beihilferechts sind die Betreiber von Breitbandnetzen, die eine finan-
zielle Zuwendung zur Schließung einer Wirtschaftlichkeitslücke in Anspruch nehmen oder die eine
von der öffentlichen Hand bereitgestellte passive Infrastruktur und/oder die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme von Tiefbauleistungen durch die Kommune mit und ohne Verlegung von Leerrohren
nutzen.
 
 
 

4 Zuwendungsvoraussetzungen
 
 
a) Eine Zuwendung nach dieser Richtlinie kann nur bewilligt werden für Maßnahmen, die nach

der Bundesförderrichtlinie Breitbandausbau gefördert werden und für die ein entsprechender
Zuwendungsbescheid der Bewilligungsbehörde erteilt ist.
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b) Die Bundesförderrichtlinie Breitbandausbau und die NGA-Rahmenrichtlinie 1) vom 15. Juni
2015 in der jeweils geltenden aktuellen Fassung sind einzuhalten. Die Fördervoraussetzungen
der Bundesförderrichtlinie Breitbandausbau gelten entsprechend.
 
 
 

 

5 Art, Umfang und Höhe der Förderung
 
 
a) Die Zuwendung wird als Projektförderung im Wege der Anteilfinanzierung als nicht rückzahl-

barer Zuschuss auf Basis der zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt.
 
 
 

b) Zuwendungsfähig sind die im Zuwendungsbescheid nach der Bundesförderrichtlinie Breit-
bandausbau als zuwendungsfähig anerkannten Ausgaben.
 
 
 

c) Der Zuschuss für die Förderung durch das Land Schleswig-Holstein je Projekt beträgt bis zu
25 Prozent. Der Eigenanteil des/der Begünstigten darf 25 Prozent der förderfähigen Ausgaben
nicht unterschreiten.
 
 
 

d) Die Festlegung des Fördersatzes im Einzelfall erfolgt durch die Bewilligungsbehörde.
 
 
 

e) Bei Breitbandinfrastrukturvorhaben nach Ziffer 2 b, für die vor dem 1. Januar 2019 eine Förde-
rung beim Bund beantragt und von diesem bewilligt wurde, können lediglich anerkannte und
plausible Mehrkosten in Höhe von 50 Prozent bezuschusst werden. Bereits zugesicherte Ei-
genleistungen dürfen nicht unterschritten werden.
 
 
 

 

6 Verfahren/Sonstige Zuwendungsbestimmungen
 
 
 

6.1 Antragsverfahren
 
 
a) Bewilligungsbehörde für die Zuwendung aus dem Bundesförderprogramm Breitband ist das

BMVI oder deren Projektträger.
 
 
 

b) Bewilligungsbehörde für die Zuwendung der Kofinanzierung zum Bundesförderprogramm
Breitband ist das Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein (LLUR).
 
 
 

c) Anträge auf Gewährung der Zuwendung aus dem Bundesförderprogramm Breitband sind bei
dem vom BMVI beauftragten Projektträger und zeitgleich beim LLUR einzureichen, sofern In-
halte nicht aus dem Onlineportal www.breitbandausschreibungen.de über den Länderzugang
ersichtlich sind. Im Rahmen des Antragsverfahrens ist durch das Land Schleswig-Holstein eine
Absichtserklärung über verfügbare Kofinanzierungsmittel hinzuzufügen.
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d) Anträge auf Gewährung der Zuwendung der Kofinanzierungsmittel sind beim LLUR als Bewilli-
gungsbehörde einzureichen.
 
 
 

 

6.2 Bewilligungsverfahren
 
 
a) Das LLUR gewährt die Zuwendung auf der Grundlage eines Zuwendungsbescheides. Es gelten

die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an kommunale
Körperschaften (ANBest-K)“, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen
worden sind. Die Aufnahme zusätzlicher Auflagen und Nebenbestimmungen bleibt der Bewilli-
gungsbehörde vorbehalten.
 
 
 

b) Das LLUR kann zur Prüfung des geplanten Vorhabens weitere Unterlagen anfordern.
 
 
 

 

6.3 Auszahlungsverfahren
 
 
Der Auszahlungsantrag, gegebenenfalls mit Verwendungsnachweis, ist innerhalb eines Monats
nach Abschluss der Auszahlungsprüfung durch das BMVI bzw. des von ihm beauftragten Projekt-
trägers mitsamt dem Ergebnis bei der Bewilligungsbehörde einzureichen.
 
 
 

6.4 Verwendungsnachweisverfahren
 
 
a) Der Verwendungsnachweis, gegebenenfalls mit Auszahlungsantrag, ist innerhalb eines Mo-

nats nach Abschluss der Verwendungsnachweisprüfung durch das BMVI bzw. des von ihm be-
auftragten Projektträgers bei der Bewilligungsbehörde einzureichen.
 
 
 

b) Das Ergebnis der Verwendungsnachweisprüfung durch das BMVI bzw. des von ihm beauftrag-
ten Projektträgers ist beizufügen.
 
 
 

c) Die Auszahlung der Landesmittel erfolgt auf der Grundlage der Verwendungsnachweisprüfung
des Bundes.
 
 
 

d) Ein aufgrund des Ergebnisses der Verwendungsnachweisprüfung 2) oder aus anderen Grün-
den erlassener Änderungs-, Widerrufs- oder Rücknahmebescheid des BMVI bzw. des von ihm
beauftragten Projektträgers führt auch zu einer entsprechenden Änderung des Zuwendungs-
bescheides für die Kofinanzierung nach dieser Richtlinie. Der Zuwendungsempfänger ist ver-
pflichtet, dem LLUR jeden Änderungs-, Widerrufs- oder Rücknahmebescheid hinsichtlich der
Förderung nach Maßgabe der Bundesförderrichtlinie Breitbandausbau in Kopie zu übermitteln.
 
 
 

 

6.5 Sonstige Zuwendungsbestimmungen
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a) Ergibt sich bei der Anwendung dieser Förderrichtlinie eine im Einzelfall unbeabsichtigte Härte,

so kann das MILI in Abstimmung mit dem MWVATT Ausnahmen zulassen.
 
 
 

b) Alle GIS-Daten für das Gesamtförderprojekt sind nach den GIS-Nebenbestimmungen des Bun-
des in der Version 3.1 vorzulegen.
 
 
 

 

7 Schlussbestimmungen
 
 
Die Bewilligungsbehörde, der Landesrechnungshof des Landes Schleswig-Holstein, das Ministeri-
um für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein, das Ministerium
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein und die
zuständigen Prüfstellen des Landes Schleswig-Holstein haben das Recht, die zielgerechte, effizien-
te und ordnungsgemäße Verwendung der Mittel durch Besichtigung vor Ort oder durch Einsicht-
nahme in die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen zu prüfen und die notwendigen Erhebun-
gen über die Wirksamkeit der Förderung durchzuführen.
 
 
 

8 Geltungsdauer
 
 
Die Neufassung der Richtlinie tritt am 28. Mai 2019 in Kraft. Gleichzeitig wird die Richtlinie vom
24. April 2017 (Amtsbl. Schl.-H. S. 886) 3) aufgehoben. Die Richtlinie gilt bis zum 31. Dezember
2021.
 
 
 

 
Fußnoten
 

1)  Rahmenregelung der Bundesrepublik Deutschland zur Unterstützung des Aufbaus einer flä-
chendeckenden Next Generation Access (NGA)-Breitbandversorgung.

2)  Der Verwendungsnachweis ist in der Regel ein abschließender Verwendungsnachweis. Je-
doch kann auch ein Verwendungsnachweis für zwischenzeitliche Mittelanforderungen/Mittela-
brufe erfolgen.

3)  Gl.Nr. 2015.15
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